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Es  ist  ein  schweres  Thema,  auch  unter  Linken.  Wer  über  längere  Zeit
politisch aktiv ist, wird früher oder später mit den Themen Tod und Trauer
konfrontiert werden: Femizide, Kriege, Polizei- und Nazimorde sind Anliegen,
die uns täglich begegnen und denen wir uns nicht oft genug in den Weg
stellen können. Anlass für diesen Text ist der dritte Jahrestag vom Anschlag
in Hanau, an dem den 9 Menschen, die von einem Rechtsextremen ermordet
wurden, gedacht wurde. Doch immer wieder wird aus der bürgerlichen Mitte
die Forderung laut, wir sollten aufhören, den Tod von Menschen „für eine
politische Agenda zu instrumentalisieren“. Dieser Vorwurf verkennt, dass das
Sterben in diesem unterdrückerischen System von politischer Relevanz ist.

Trauer ist in linken Kontexten nach wie vor eine tabuisierte Emotion. Wenn
wir uns auf Parolen wie „Gedenken heißt Kämpfen“ berufen, scheint uns der
kämpferische  Teil  mehr  einzuleuchten  und  uns  vielversprechendere
Perspektiven  zu  bieten.  Doch  was  bedeutet  eigentlich  Gedenken  im
Kapitalismus – und wie können wir unser Recht auf Trauer und Gerechtigkeit
über das Lebens hinaus zurückerkämpfen?

Bestattungskultur:  Ein  Spiegel  der
Gesellschaft
Trauer  und  Bestattungen  haben  noch  nie  in  einem  apolitischen  Raum
stattgefunden.  Sie  sind  von  staatlichen,  religiösen  und  wirtschaftlichen
Interessen  durchdrungen.  Daher  sind  sie  Ausdruck  der  zunehmenden
ökonomischen Ungleichheit. Selbstbestimmung nach dem Tod können sich
nur Menschen mit finanziellen Ressourcen leisten.
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Bereits  im  Mittelalter  waren  Bestattungen  und  Gräber  Symbole  für  die
gesellschaftliche  Stellung  der  verstorbenen  Personen.  Ein  mit  Namen
versehenes  Einzelgrab  war  ein  Privileg,  das  nur  einem kleinen  Teil  der
Bevölkerung zuteilwurde. Von der Nähe des Grabes zum Kirchenaltar konnte
auf den sozialen Rang geschlossen werden.

Während  die  bürgerliche  Bestattungskultur  eindrucksvolle  und
individualisierte  Gräber  hinterließ,  zeichnete  sich  der  ‚arme  Tod‘  schon
immer  durch  seine  Spurlosigkeit  aus.  Gesellschaftlich  ausgegrenzte
Menschen wurden in Armengräbern bestattet,  in  abgetrennten Bereichen
oder auf eigenen Elendsfriedhöfen. Sogenannten ‚unehrenhaften‘ Personen
wie Hingerichteten, Fremden, ungetauften Kindern und Menschen, die sich
das Leben genommen hatten, wurde ein Grab in ‚geweihter Erde‘ verweigert.

Im 19. Jahrhundert wurden Friedhöfe aus hygienischen Gründen außerorts
angelegt,  und  Feuerbestattungen  wurden  beliebt.  Dadurch  wurden
Einzelgräber  für  einen  größeren  Teil  der  Bevölkerung  zugänglich.  Die
Attraktivität  des  Einzelgrabes  hing auch mit  gesetzlichen Neuregelungen
bezüglich der Nutzungsdauer zusammen. Zuvor wurden Gräber nach fünf bis
acht Jahren neu belegt. Durch längere Ruhefristen lohnte sich die Investition
in einen Grabstein.

Kostenfaktor  Tod:  Ordnungsbehördliche
Bestattungen
In der DDR wurden anonyme Feuerbestattungen und Gemeinschaftsgräber
seit den 1960er Jahren als Teil des sozialistischen Transformationsprozesses
vom Staat gefördert. In der BRD wurde hingegen 2004 das Sterbegeld der
gesetzlichen  Krankenkassen  abgeschafft,  welches  zuvor  1000€  betragen
hatte.  Seitdem  sind  die  Angehörigen  der  verstorbenen  Person  dazu
verpflichtet, finanziell für die Beerdigung aufzukommen. Aber was passiert,
wenn keine zahlungspflichtigen Angehörigen gefunden werden?

In diesem Fall erfolgt eine sogenannte ordnungsbehördliche Bestattung. Die
Kosten dafür werden aus dem Nachlass der verstorbenen Person gedeckt.
Das, was nicht mehr zur Finanzierung genutzt werden kann, wird vernichtet.



Nach der Beerdigung hat die Nachlassverwaltung noch einige Monate Zeit,
um zahlungspflichtige Angehörige zu finden. Viele Menschen erfahren erst
durch Rechnungen und Bußgeldbescheide vom Tod einer geliebten Person.

Ohne  Blumen,  Grabstein  oder  Trauerrede  wird  die  verstorbene  Person
anonym auf  einer  Grabwiese  beerdigt.  Das  Bezirksamt  darf  dafür  keine
Kosten  übernehmen.  An  ordnungsbehördlich  angelegten  Gräbern  dürfen
weder Blumen noch persönliche Gegenstände abgelegt werden. Stattdessen
gibt es offizielle Ablagestellen, welche oft  weit  entfernt vom eigentlichen
Grab sind. Angehörige, die nicht an der Bestattung teilgenommen haben,
haben hinterher keine Möglichkeit mehr zu erfahren, wo die Grabstelle liegt,
weil Friedhofsverwaltungen diese Information nicht weitergeben dürfen.

Gesundheitsämter haben nur 8 Tage Zeit für die Suche nach Angehörigen.
Nur selten wird die Wohnung der verstorbenen Person betreten, um nach
Kontakten, Testamenten oder Vorsorgeverträgen zu suchen. Meist wird nur
beim Meldeamt  nachgefragt.  Aus  diesem Grund  ist  es  quasi  unmöglich,
Angehörige zu finden, die im Ausland leben oder nirgendwo gemeldet sind.

Immer wieder kommt es vor, dass Menschen ordnungsbehördlich bestattet
werden,  ohne  dass  ihre  Angehörigen  informiert  wurden.  40% von  ihnen
hatten soziale  Kontakte,  die  zur  Trauerfeier  gekommen wären,  wenn sie
Bescheid gewusst hätten. In einigen Fällen kommen ganze Vereine, die ohne
einen Aushang im Wohnhaus nichts von der Beerdigung erfahren hätten.

Nicht  zu  verwechseln  mit  ordnungsbehördlichen  Bestattungen  sind
sogenannte Sozialbestattungen. Diese finden statt,  wenn armutsbetroffene
Angehörige vorhanden sind, welche die Übernahme der Kosten beantragt
haben.  Anders  als  bei  ordnungsbehördlichen  Bestattungen  werden  bei
Sozialbestattungen der Blumenschmuck und die namentliche Nennung am
Grab vom Sozialamt übernommen. Doch ein Unternehmen zu finden, welches
Sozialbestattungen  durchführt,  wird  zunehmend  schwieriger.  Viele
Bestattungsunternehmen lehnen solche Aufträge ab, weil ihre Kosten durch
die Bezahlung nicht gedeckt werden. Im kapitalistischen System sind auch
sie  dazu  angehalten,  verstorbene  Menschen  auf  einen  Kostenfaktor  zu
reduzieren.



Selbstbestimmtes  Sterben:  Ein  neoliberales
Projekt
Durch den Rückzug des Staates verkommt das eigene Lebensende zu einem
individualisierten Projekt,  um das sich jede_r hinsichtlich Gestaltung und
Finanzierung selbst kümmern soll. Es besteht ein kollektiver Zwang zu einem
‚gelingenden‘  und  ‚bewussten‘  Sterben.  Nicht  selten  drängen  die
Bestattungsunternehmen drauf, eine teure Bestattung durchzuführen nach
dem Motto: „Das sollte ihnen ihr Mann doch wert sein, die teuren Blumen
oder Sarg zu wählen!“. Auf der anderen Seite etabliert sich das Narrativ, wer
nicht vorgesorgt hat, wäre der Eigenverantwortung nicht nachgekommen.
Dieser  Vorwurf  ist  einfacher,  als  das  dahinterstehende  System  in
Augenschein  zu  nehmen.

Von  ordnungsbehördlichen  Bestattungen  betroffen  sind  insbesondere
Menschen,  die  pathologisiert,  psychiatriebetroffen,  wohnungslos,  im
betreuten  Wohnen  oder  anderweitig  gesellschaftlich  ausgegrenzt  waren.
Viele von ihnen sind bereits vor ihrem körperlichen Tod einen sozialen Tod
gestorben.

Insbesondere ältere wohnungslose Männer sind sozial isoliert, denn Armut
und  eine  schwache  Verbindung  zur  Familie  treten  bei  ihnen  häufig  in
Kombination auf. Nach einer Trennung oder Scheidung verlieren sie oft den
Kontakt zu ihren Kindern. 11% der wohnungslosen Männer haben gar keine
sozialen  Kontakte  mehr.  Diese  Problematik  ist  stark  tabuisiert,  denn
wohnungslose Männer entsprechen nicht dem Ideal des starken, autonomen,
sich selbst versorgenden Mannes.

Wohnungslose  Menschen  leben  im  Durchschnitt  30  Jahre  weniger  als
Menschen mit festem Wohnsitz.  Ihr Sterbealter liegt im Durchschnitt  bei
46,5  Jahren.  Häufig  sterben  sie  an  Krankheiten,  die  man  einfach  hätte
behandeln können. Der ungleiche Zugang zu Medikamenten, Therapien und
Vorsorge ist einer der Gründe, warum das Sterben im Kapitalismus nicht als
apolitischer Zufall begriffen werden darf.



Auch  nach  dem  Tod:  Sexismus  und
Queerfeindlichkeit
Lange Zeit galt das Grab als öffentliches Repräsentationsmedium für adlige
und bürgerliche Männer. So waren auf Grabsteinen lange nur der Name, die
Lebensdaten und der Beruf des Mannes zu lesen. Die Frau wurde auf ihre
Rolle als Mutter, Tochter und Ehefrau reduziert und ausschließlich durch
ihre männlichen Verwandten repräsentiert.

Vor dem Beginn des 19. Jahrhunderts wurden Verstorbene in Reihengräbern
bestattet, in Abfolge ihrer Sterbereihenfolge. Familiäre und freundschaftliche
Bindungen wurden nicht berücksichtigt. Damals waren Bestattungen noch
die  Aufgabe  der  Gemeinde,  nicht  der  Familie.  Erst  im  19.  Jahrhundert
entwickelte  sich  eine  sentimentale  und  romantisierende  Haltung  zum
Sterben, eng verbunden mit dem Ideal der bürgerlichen Kleinfamilie. Trauer
wurde in den Zuständigkeitsbereich der Familie verlagert, entsprechend der
Norm der romantischen Liebe.

Auch heute sind es meist Frauen, die sich anonym bestatten lassen. Durch
eine patriarchale Sozialisation wird ihnen beigebracht, ihr Leben nicht für
betrauerbar  zu  erachten.  Oft  handelt  es  sich  um  einen  vorauseilenden
Gehorsam gegenüber den Hinterbliebenen, damit niemand finanziell für das
Grab aufkommen oder sich der Care-Arbeit der Grabpflege annehmen muss.
Durch  diese  überdurchschnittlich  häufige  Anonymität  wird  die  ungleiche
Verteilung von Betrauerbarkeit weiter verstärkt.

Unbetrauerbarkeit wird auch von Herkunftsfamilien hergestellt, welche der
Meinung sind, dass es über das Leben des verstorbenen Menschen nichts
Positives zu sagen gibt, weil diese_r ihren Erwartungen nicht entsprochen
hat, sei es durch Sucht, Wohnungslosigkeit oder eine queere Identität und
Lebensweise.  Schuld,  Wut  und  Scham  spielen  im  Trauer-  und
Bestattungsprozess  eine  große  Rolle.

Bestattungskulturen  sind  von  heteronormativen  Idealen  durchzogen.  In
vielen  Fällen  haben  queere  Menschen  keinen  Kontakt  mehr  zu  ihrer
Herkunftsfamilie.  Bei  einem  Todesfall  werden  jedoch  nur  sogenannte



‚Angehörige‘ informiert. Freund_Innen und soziale Bezugspersonen jenseits
von Ehe und rechtlicher Verwandtschaft erhalten nur dann Auskunft über
den  Tod  des  verstorbenen  Menschen,  wenn  sie  selbst  die  Bezirksämter
kontaktieren.  Weiterhin  ist  es  üblich,  dass  queere  Partner_Innen  von
Beerdigungen ausgeschlossen werden. Die Möglichkeit, den Sterbeprozess
eines geliebten Menschen zu begleiten und die Beerdigung mitzugestalten,
bleibt ihnen verwehrt.

Trans Personen wird auch nach ihrem Ableben ihre Identität abgesprochen,
wenn ihr Deadname auf dem Grabstein zu lesen ist. Auch viele wohnungslose
Menschen verwenden ihren rechtlichen Namen nicht. Selbst wenn auf ihren
Beerdigungen ein Name genannt wird, ist es meist nicht der, den sie sich
selbst ausgesucht haben. Ebenfalls werden einige ausländische Namen beim
Erhalt des deutschen Passes ‚eingedeutscht‘. Diese rassistische Praxis wird
auch nach dem Tod der Person fortgesetzt.

Selbstverständlich kommt es vor, dass Menschen die Beerdigungskosten für
ihre gewalttätigen Verwandten nicht übernehmen wollen. Einzig und allein
Akten  und  Nachweise  von  Jugendämtern  und  Gerichten  helfen,  die
Bestattung des eigenen Täters nicht finanzieren zu müssen.  Aber Gewalt
wird vor Gericht  nur selten als  solche anerkannt,  und die meisten Fälle
gelangen nie an die Öffentlichkeit.

Abgestumpft und pathologisiert
Trauern zu dürfen, ist ein Luxus, den sich nur Menschen leisten können, die
finanziell abgesichert sind und daher zeitlichen und finanziellen Freiraum zur
Verfügung haben. Da Trauer Menschen in ihrer Produktivität einschränkt, ist
diese Emotion im Kapitalismus unerwünscht. Nach einer kurzen Phase der
Isolation soll alles so weiterlaufen wie vorher. Die Zahl der Tage, die man als
Arbeiter_In nach dem Tod der Eltern, Kinder oder der Ehe(!)-Partner_Innen
frei bekommt, ist gesetzlich unklar formuliert, sodass die Dauer „durch den
Arbeitgeber  angemessen  sein  und  nicht  zu  lange  dauern  sollte“,  was
meistens so um die  2  Tage sind.  In  vielen Arbeitsverträgen (z.B.  in  der
sozialen Arbeit oder Pflege) ist die Zahl der Tage auf einen einzigen Tag
beschränkt! Wer schon in der Situation war, weiß, dass das eine absolut



lächerliche Zahl ist und vor allem für bürokratische Erledigung draufgeht.

Aber  es  soll  uns  klar  zeigen:  Als  Teil  der  Gesellschaft  hat  man  seine
Emotionen  zu  unterdrücken!  Wer  das  nicht  schafft,  wird  durch
Pathologisierung abgestraft. Mit der Einführung des DSM-V im Jahr 2013,
einem wichtigen psychiatrischen Leitfaden, wurden die Diagnosekriterien für
psychische Erkrankungen aufgeweicht. Das führte dazu, dass Anzeichen von
Trauer  aufgrund des  Todes  einer  nahestehenden Person bereits  deutlich
früher als Depression diagnostiziert werden können.

Durch  die  Internalisierung  der  eigenen  Unterdrückung  passiert  es,  dass
Menschen gegenüber ihrer Trauer abgestumpft werden, und dafür auch noch
eine  Art  trotzigen  Stolz  empfinden.  Interessant  ist  es,  sich  die  Rhetorik
anzuschauen, die rund um das Thema Trauer verwendet wird: Die Gefühle
sollen verarbeitet und transformiert werden, man soll an ihnen wachsen, sie
produktiv nutzen, gestärkt aus ihnen hervorgehen. Ihr bloßes unproduktives
oder produktionshemmendes Dasein wird nicht geduldet. Die Grenzen des
Tolerierbaren verlaufen auch hier entlang der Grenzen der Produktivität.

Die Alternative? Politischer Widerstand!
Aus Not und Betroffenheit heraus haben Menschen, die als unbetrauerbar
gelten, sich ihre eigenen Bestattungskulturen aufgebaut. Soziale Kämpfe wie
die AIDS- und Hospizbewegung stießen Veränderungen an und forderten
Enttabuisierung.  Den  an  AIDS  verstorbenen  sollte  nicht  länger  die
moralische  Schuld  für  ihren  eigenen  Tod  gegeben  werden.

Aktivist_Innen organisierten Die-ins, symbolische Beerdigungsmärsche und
politische Beerdigungen, sowie eigene Pflegestationen mit Trauerfeiern. Um
der Stigmatisierung und der Isolation von HIV-Positiven entgegenzuwirken
und  ko l lekt ive  Trauer  zu  ermögl ichen ,  ents tanden  AIDS-
Gemeinschaftsgräber.  Humor  wurde  zu  einem  wichtigen  Aspekt  dieser
Trauerkultur: Am Grab wurde Sekt getrunken, es wurden Punksongs gehört
und mit Konfetti geworfen.

Ein nennenswertes Bestattungsprojekt ist der Garten der Frauen auf dem



Ohlsdorfer  Friedhof  in  Hamburg.  Hier  können  sich  alle  Menschen
unabhängig von ihrem Geschlecht bestatten lassen, doch der Fokus liegt auf
der Perspektive von Frauen und queeren Menschen. Zu jeder bestatteten
Person gibt  es  am Grab eine Kurzbiographie,  um die  Erinnerung an sie
lebendig  zu  halten  und  Betrauerbarkeit  herzustellen.  Doch  auch  dieses
Friedhofsprojekt ist kein sicherer Ort: Immer wieder werden dort Frauen
belästigt,  und  das  Grab  der  bekannten  Hamburger  Sexarbeiterin  und
Streetworkerin  Domenica  Niehoff  wurde  schon  häufig  verwüstet
vorgefunden.

Mit Trauermärschen wird auch an die zahlreichen Menschen erinnert, die an
den Außengrenzen der Europäischen Union dem Tod überlassen werden.
Hier zeigt sich, dass für imperialistische Staaten nicht alle Menschen als
Menschen  zählen,  nicht  jedes  Leben  als  Leben.  Häufig  sind  von  den
Verstorbenen  weder  Name  noch  Geburtsdatum  bekannt,  es  gibt  keine
Gräber, um sie zu besuchen.

Das  stel lvertretende  Trauern  ist  ein  polit ischer  Akt,  um  der
Individual is ierung  und  Neoliberal is ierung  in  einem  Gebiet
entgegenzuwirken,  das sich durch bürokratische Abläufe und distanzierte
Sachlichkeit auszeichnet. Dennoch ist die Art, wie Emotionen und Trauer
hierzulande performt werden, stark von bürgerlichen Trauernormen geprägt,
und  christliche  Bestattungen  werden  als  Norm  gesetzt.  Islamische
Bestattungen  sind  zum  Beispiel  in  Berlin  erst  seit  2010  möglich.

Das jüngste prominente Beispiel von Trauerkultur dürfte die Kampagne „Say
their names!“ für die Ermordeten des Hanau-Anschlags sein. Hierbei ist nicht
nur  die  Errungenschaft,  dass  sie  nicht  unsichtbar  werden  und  ihre
Angehörigen zu Wort kommen können, sondern dass rechter Terror einen
Namen und ein Gesicht bekommt. Die Message ist: „Rassistische Gewalt ist
nichts  Abstraktes  oder  weit  entferntes!  Nichts,  was  man wegdiskutieren
kann! Es passiert!“. Denn in diesem Fall ist der Tod eine unmittelbare Folge
von politischem Handeln  und Trauer  wäre  vermeidbar  gewesen in  einer
anderen Gesellschaft.  Dass es für diese Trauer immer wieder Raum und
Sichtbarkeit  gibt  und  daraus  politischer  Widerstand  entsteht,  ist  der
Verdienst  und  Erfolg  antirassistischer  Aktivist_Innen.



Wir  müssen  uns  die  Selbstbestimmung  übers  Trauern  und
Bestattungen zurückerkämpfen. Dazu stellen wir diese Losungen auf:

Niemand sollte  für  den Tod von Angehörigen auch noch Blechen
müssen!  Für  die  volle  Kostenübernahme durch den Staat!  Gegen
Privilegien von Reichen gegenüber Armen und Unterdrückten, sei es
in  der  Bestattung,  in  der  Trauer  oder  in  anderen Bereichen des
Lebens!
Für die maximale Entscheidungsfreiheit der sterbenden Person über
die Bestattung, bei vollständiger Organisation und Finanzierung der
Bestattung  durch  den  Staat.  Kein  Zwang  zur  christlichen
Trauernorm!  Für  d ie  Mögl ichkei t  der  Te i lnahme  am
Bestattungsprozess für alle Bezugspersonen, nicht nur für rechtliche
Angehörige!
Für die gesellschaftliche Enttabuisierung und Sichtbarmachung des
Themas –  niemand darf  mit  einem solchen Verlust  alleingelassen
werden. Für die Freistellung aufgrund von Trauer, solange es nötig
ist. Für den Ausbau von Beratungs- und Hilfsangeboten, ohne den
Zwang  zur  schnellstmöglichen  Wiedereingliederung  in  den
Arbeitsmarkt.
Es  könnten  so  v ie le  mehr  Menschen  über leben  ohne
Profitorientierung im Gesundheitssystem und ohne Kriege! Für die
Vergesellschaftung  des  Gesundheitssystems  unter  Kontrolle  der
Arbeiter_Innen und Patient_Innen! Gegen Krieg und Besatzung – für
offene Grenzen und volle Staatsbürger_Innenrechte für alle, da wo
sie  grade  wohnen!  Stopp  von  Waffenexporten  im  Interesse  der
imperialistischen Bourgeoisien!
Gegen  Isolation  und  Tod  auf  der  Straße  helfen  öffentlicher
Wohnraum für alle, die ihn brauchen, unkompliziert und ohne Zwang!
Hilfsangebote,  die  sich  an  den  Bedürfnissen  der  Hilfsbedürftigen
orientieren, um das Leben nach der Straße angenehmer zu machen
und zu helfen, von der Straße zu kommen!
Für  barrierefreie  und  sichere  Friedhöfe,  für  die  organisierte
Selbstverteidigung  von  Frauen  und  queeren  Personen  in
Zusammenarbeit  mit  der  Arbeiter_Innenklasse,  gegen  sexuelle



Belästigung  im  öffentlichen  Raum  oder  Schändigung  von  Gräbern!
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